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BRÜCKENBAU

  1,8 
sind zum Neubau 
von 175 und zur 

Sanierung von 125 
Brücken in den 
kommenden 15 

Jahren vorgesehen 
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So lernt Berlin
Zahlen und Fakten 
zum Berliner Bil-
dungssystem	         
		  Seite 3

Gewalt stoppen, Schutz orga-
nisieren, das ist nicht nur auf 
Demonstrationen sondern je-
den Tag ein wichtiges Thema. 
Gewalt gegen Frauen ist leider 
bittere Realität – in der Öffent-
lichkeit, aber vor allem auch 
im privaten Umfeld. Hinzu 
kommt eine neue Entwicklung: 
Immer häufiger findet Gewalt 
auch im digitalen Raum statt. 
Deepfakes, manipulierte Bil-
der oder sexualisierte Inhalte, 
die ohne Zustimmung verbrei-
tet werden, stellen für Betrof-
fene eine enorme Belastung 
dar. Viele Frauen erleben da-
durch Demütigung, Angst und 
Kontrollverlust – oft mit lang-
fristigen Folgen. Umso wichti-
ger ist es, dass Politik handelt 
und klare Zeichen setzt. Die 
CDU-Fraktion Berlin tut ge-
nau das. Denn der Schutz von 

Gewalt gegen Frauen stoppen
Neue Angebote, mehr Schutzplätze und bessere Unterstützung – in Berlin tut sich viel 
beim Schutz für Frauen

Mehr Schutz für kritische Infra-
struktur und in Schwimmbädern
Berliner Abgeordnetenhaus beschließt 
neues Datenschutzgesetz
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Vergewaltigung in Neuköllner 
Jugendclub erschüttert Berlin
CDU-Fraktion fordert Konsequenzen 
– scharfe Kritik an linker Stadträtin 
			          Seite 5

Frauen und Mädchen gehört 
zu ihren zentralen politischen 
Anliegen. 

Neues Polizeirecht 
verbessert Gewaltschutz 

Mit dem neuen Polizeirecht 
wurden die Möglichkeiten er-
weitert, um Frauen besser vor 
Gewalt zu schützen. Dazu ge-
hören unter anderem längere 
Betretungsverbote für Täter, 
schnellere Maßnahmen bei 
häuslicher Gewalt und bessere 
Möglichkeiten für die Polizei, 
frühzeitig einzugreifen. Das 
Ziel ist es, Gewalt zu ver-
hindern, bevor sie eskaliert, 
und Betroffene schneller in 
Sicherheit zu bringen. Gerade 
bei häuslicher Gewalt können 
diese Instrumente entschei-
dend sein.

Die CDU-Fraktion warnt: Wenn die 
linken Aktivisten vom Volksbegehren 
„Berlin autofrei“ Erfolg haben, wer-
den Autofahrten drastisch begrenzt. 
Nur noch 12 Fahrten pro Jahr mit dem 
eigenen PKW wären möglich – danach 
folgen Fahrverbote. 
	 Es wäre aber nicht nur der Autover-
kehr innerhalb des S-Bahn-Rings be-
troffen. Die Auswirkungen betreffen 
die gesamte Stadt – von der Erreich-
barkeit von Betrieben bis hin zu Ver-
kehrsströmen und Parkdruck in den 
Grenzbereichen der Verbotszone.  

Auswirkungen im Alltag 

Die Einschränkungen würden zahlrei-
che Alltagssituationen betreffen. Für 

viele beginnt das bereits beim Weg zur 
Arbeit. Wer früh morgens vom Stadt-
rand in die Stadtmitte pendelt, etwa 
bei Schichtarbeit, frühen Arbeitszeiten 
oder schlechter Anbindung, dürfte das 
künftig nicht mehr.
	 Auch ehrenamtliches Engagement 
könnte schwieriger werden. „Ich fah-
re fast jedes Wochenende die Jugend-
mannschaft unseres Vereins zu Tur-
nieren – oft mit Trikots, Taschen und 
Ausrüstung im Kofferraum“, berichtet 
Sandro M. (38) aus Reinickendorf. 
„Ohne Auto ist das kaum zu organi-
sieren.“ 
	 Ähnliche Situationen betreffen äl-
tere Menschen oder Angehörige. Ein 
Facharzttermin in der Innenstadt, der 
Besuch bei pflegebedürftigen Familien-

mitgliedern oder medizinische Behand-
lungen lassen sich häufig nicht ohne 
Weiteres mit Bus und Bahn umsetzen. 
Und wenn man kurzfristig jemanden 
abholen muss, der allein nicht mehr 
mobil ist, lässt sich das nicht mehr or-
ganisieren. Auch typische Alltagssitua-
tionen wie ein Umzug oder der Trans-
port von Möbeln werden komplizierter.  
	 Besonders betroffen wären auch 
Familien. „Morgens die Kinder zur 
Schule bringen, danach zur Arbeit, am 
Nachmittag zum Sport und zwischen-
durch einkaufen – unser Alltag ist 
eng getaktet“, berichtet Mutter Julia 
H. (39) aus Hellersdorf. „Mit Bus und 
Bahn ist das kaum zu schaffen.“ 

Weiteres Frauenhaus 
eröffnet 

Auch beim Ausbau von 
Schutzplätzen gibt es Fort-
schritte. Anfang des Jahres 
wurde das neunte Frauen-
haus eröffnet. Für Frauen 
und Kinder, die vor Gewalt 
fliehen, bedeutet jeder zusätz-
liche Platz konkrete Hilfe und 
Schutz. Das Parlament hatte 
im Rahmen des letzten Haus-
halts die finanziellen Mög-
lichkeiten für die Erweiterung 
geschaffen. Damit wird die 
Unterstützungsstruktur für 
Betroffene weiter verbessert. 	
	 Darüber hinaus hat die 
CDU-geführte Koalition im 
Abgeordnetenhaus einen wei-
teren Schritt angestoßen, um 

INFO — 
GRAFIK

… weiter auf Seite 2 oben
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Nein zu „Berlin autofrei“
Drastische Einschränkungen drohen: Nur noch 12 Fahrten mit dem eigenen Auto wären möglich

Berlin bleibt mobil, Nein zu „Berlin autofrei“:  
www.berlin-bleibt-mobil.de Foto: IMAGO/CHROMORANGE, Westend61

Glückwunsch 
zum 100sten!
Du gehörst zu Berlin wie die Curry-
wurst, Du bist ein Wahrzeichen unse-
rer schönen Stadt. Mit Deinen fast 
150 Metern hast Du es zum Spitz- 
namen „Langer Lulatsch“ gebracht. 
Zum 100sten Jubiläum schenken wir 
Dir eine behutsame Rundum-Sanie-
rung, damit wir noch viele Jahrzehnte  
Freude an Dir haben.

Frauenhaus 
eröffnete  

Anfang 
des Jahres 
zum Schutz 
von gewalt-
bedrohten 

Frauen und 
Kindern

Das 
insgesamt Mrd. 

 €

9.

21C-W
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Kiez-Ausgabe

Grunewald, Halensee, 

Preußenpark und  

Hohenzollerndamm 

 im Innenteil

Liebe Grunewalder,  Liebe Grunewalder,  
liebe Halenseeer,  liebe Halenseeer,  
liebe Wilmersdorfer,liebe Wilmersdorfer,
wir befinden uns in einem ereignis-
reichen Jahr. Deutschland steht vor 
großen Herausforderungen, und 
auch in Berlin werfen die Wahlen 
im September bereits ihre Schat-
ten voraus. Für meine Arbeit ist 
Ihr Feedback besonders wichtig: 
Was läuft gut, wo müssen wir bes-
ser werden? Ich freue mich über 
Ihre Hinweise und Anregungen. In 
dieser Ausgabe erhalten Sie einen 
Einblick in meinen politischen All-
tag. Ich zeige Ihnen, wie ein Tag 
in meinem Kiezbüro abläuft – von 
Bürgeranliegen über Gespräche 
mit Vereinen bis hin zu Terminen 
im Parlament. Außerdem lesen Sie, 
warum E-Scooter aus meiner Sicht 
nicht auf den Gehweg gehören und 
was wir tun müssen, damit Fußgän-
ger sicher unterwegs sein können.
		 Ein wichtiges Thema ist auch die 
Sanierung der Ernst-Adolf-Esch-
ke-Schule für gehörlose Schülerin-
nen und Schüler, für die zusätzliche 
Mittel bereitgestellt werden. Ebenso 
setze ich mich dafür ein, dass das 
Wald-Gymnasium erhalten bleibt 
– nicht nur, weil Bestsellerautor 
Sebastian Fitzek dort einst Schüler 
war.
		 Besuchen Sie mich gerne auch im 
Abgeordnetenhaus.

Ihre Nachbarschaft im Fokus –  
bleiben Sie informiert!

Herzlichst Ihre

Sandra Khalatbari
Ihre Abgeordnete für 
Grunewald, Halensee, 
Preußenpark und
Hohenzollerndamm
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Verkehrschaos 
an den Grenzen 

Zusätzlich droht an den Gren-
zen der Verbotszone mehr 
Verkehr und steigender Park-
druck. Fahrzeuge werden um-
geleitet, Parkplätze werden 
knapper und der Parksuchver-
kehr nimmt zu. Das belastet 
insbesondere Kieze entlang 
des S-Bahn-Rings.  
	 Menschen aus der Innen-
stadt könnten ihre Fahrzeuge 
gezielt außerhalb der Ver-
botszone abstellen, um sie 
weiterhin nutzen zu können. 
Zusätzlich würden Pendler 
von außerhalb versuchen, 
möglichst nahe an die Ver-
botszone heranzufahren, um 
dort umzusteigen. Anwohner 
Ahmed Y. (47) sagt: „Wenn 
künftig viele ihr Auto hier ab-
stellen, weil sie nicht mehr in 
die Innenstadt fahren dürfen, 
finde ich hier gar keinen Park-
platz mehr.“ 
	 Fahrzeuge kreisen länger 
auf der Suche nach Parkplät-
zen oder versuchen, die Ver-
botszone zu umfahren.   

Mehr Bürokratie – 
Kosten in Milliardenhöhe 

Völlig unklar lassen die Initi-
atoren, wie die Genehmigung 
für die zwölf Fahrten pro Jahr 
erteilt werden sollten und wie 
deren Einhaltung kontrolliert 
werden soll. Eine flächen-
deckende Überwachung der 
Autos mit Kameras kommt 
aus Datenschutzgründen nicht 
in Frage. Und auch die Kos-
ten werden in die Milliarden 
gehen. Allein die BVG ver-
anschlagt für dann zusätz-
lich benötigte Busse 530 Mio. 
Euro pro Jahr und müsste 
4000 Busfahrer einstellen. 
	 Die Auswirkungen auf 
Transport und Logistik, das 
Handwerk und die Wirt-
schaft sind in ihrer Höhe bis 
dato völlig unabsehbar, wer-
den sich aber massiv auf den 
Wirtschaftsstandort Berlin 
auswirken. 
	 Dabei wurde deutlich: Eine 
klare Distanzierung von Grü-
nen und Linken gibt es bislang 
nicht. Der verkehrspolitische 
Sprecher der Linksfraktion, 
Kristian Ronneburg, zollte 
den Initiatoren ausdrücklich 
„Respekt“ und bezeichnete 
den Gesetzentwurf als recht-
lich umsetzbar.  
	 Auch die Grünen gingen 
nicht auf Distanz. In einem 
Beschluss erklärten sie, ge-
meinsam mit der Initiative 
„Berlin autofrei“ für eine 
„mutige Verkehrswende“ ein-
treten zu wollen. 

Mehrheit will freie Wahl 
beim Verkehrsmittel 

Eine Befragung des ADAC 
Berlin-Brandenburg zeigt zu-
dem, wie wichtig den Berli-
nerinnen und Berlinern Mo-
bilitätsfreiheit ist: 85 Prozent 
halten die freie Wahl ihres 
Verkehrsmittels für wichtig. 
	 Aus Sicht der CDU-Frak-
tion Berlin braucht es daher 
keine Fahrverbote, sondern 
eine Mobilitätspolitik, die alle 
Verkehrsmittel berücksichtigt 
und lehnt den Volksentscheid 
klar ab. 

Betroffene besser zu unter-
stützen. 

Täter zur 
Verantwortung ziehen 

Künftig sollen Krankenhäu-
ser stärker in den Schutz von 
Gewaltopfern eingebunden 
werden. Betroffene sollen an-
onym und niedrigschwellig 
Hilfe erhalten können, etwa 
über separate Zugänge oder 
eine zentrale Rufnummer. 
Gleichzeitig sollen Spuren von 
Gewalt besser dokumentiert 
und gesichert werden. Auch 
Schulungen für medizinisches 
Personal und eine engere Zu-
sammenarbeit mit Beratungs-
stellen sind vorgesehen. So 
steigen die Chancen, Täter zur 
Verantwortung zu ziehen. 

Digitale Gewalt 
stärker bekämpfen 

Neben körperlicher Gewalt 
rückt auch digitale Gewalt zu-
nehmend in den Fokus. Beson-
ders sogenannte Deepfakes, 
also manipulierte Bilder oder 

Videos mit sexualisierten In-
halten, stellen eine neue Form 
der Gewalt dar. Betroffene 
verlieren die Kontrolle über ihr 
eigenes Bild und werden häu-
fig öffentlich bloßgestellt. Die-
se Form der Gewalt verursacht 
erhebliches Leid und muss 
konsequent bekämpft werden. 
	 Die CDU/CSU-Fraktion im 
Bundestag sieht eine klare 

Demonstranten fordern mehr Opferschutz
Foto: IMAGO/Christian Ender

… Fortsetzung von Seite 1 Lücke im Strafrecht bei digi-
taler sexueller Gewalt. Digita-
le sexuelle Gewalt bedeute für 
die Opfer schwerstes Leid und 
sei nicht weniger schlimm als 
körperliche Übergriffe. Des-
halb stellt die Union ein di-
gitales Gewaltschutzgesetz in 
Aussicht, das diese Straftaten 
besser erfasst und verfolgt. 
Zudem wird gefordert, dass 
notwendige Instrumente, wie 
die Speicherung von IP-Ad-
ressen, erhalten bleiben, damit 
Täter im Internet überhaupt 
identifiziert und verfolgt wer-
den können. 

Klare Unterstützung 
für mehr Schutz 

Viele Menschen wünschen 
sich mehr Schutz für Frauen – 
auf der Straße, zu Hause und 
im Internet. Die CDU-Frak-
tion Berlin unterstützt dieses 
Anliegen ausdrücklich und 
setzt sich weiterhin dafür ein, 
Gewalt entschlossen zu be-
kämpfen, Betroffene besser 
zu unterstützen und Struktu-
ren nachhaltig zu verbessern. 
Denn jede Frau muss sich si-
cher fühlen können – überall. 

In einer wegweisenden Ent-
scheidung hat das Berliner 
Abgeordnetenhaus eine um-
fassende Reform des Verfas-
sungsschutzgesetzes verab-
schiedet. Das neue Regelwerk, 
das im September 2026 in 
Kraft treten wird, verleiht der 
Behörde deutlich schärfere 
Instrumente im Kampf gegen 
Verfassungsfeinde – insbeson-
dere im digitalen Raum. 
	 Es ist die erste grundlegen-
de Neufassung seit über 20 
Jahren. Mit den Stimmen der 
Koalition passierte der Ent-
wurf am 26. Februar das Ple-

Polizisten sichern 
bei Durchsuchungen 
Beweismaterial
Foto: IMAGO/Christian 

Mang

num. Mit der Reform soll der 
Berliner Nachrichtendienst 
für die Herausforderungen 
durch hybride Bedrohungen 
und zunehmende Radikalisie-
rung gestärkt werden. 

Öffentliche Nennung 
von Verfassungsfeinden 

Die wohl folgenreichste Än-
derung betrifft die Öffentlich-
keitsarbeit der Behörde. Bis-
her durften Organisationen 
im jährlichen Verfassungs-
schutzbericht meist erst dann 
namentlich erwähnt werden, 

wenn ihre extremistischen Be-
strebungen als „gesichert“ gal-
ten. 
	 Künftig darf der Verfas-
sungsschutz bereits über so-
genannte „Verdachtsfälle“ 
öffentlich berichten. Dadurch 
sollen die Bürgerinnen und 
Bürger frühzeitig vor verfas-
sungsfeindlichen Strukturen 
gewarnt werden können.  

Modernisierung 
der Überwachung 

Auch technisch rüstet Berlin 
nach. Das Gesetz regelt die 

Befugnisse zur Informations-
beschaffung neu und passt 
sie an die aktuelle Recht-
sprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts an. Dabei geht 
es vor allem um den Zugriff 
auf verschlüsselte Kommuni-
kation und die Auswertung 
digitaler Datenströme. Erst-
mals erhält der Berliner Ver-
fassungsschutz zudem die 
Befugnis zur sogenannten 
Online-Durchsuchung – dem 
verdeckten Zugriff auf infor-
mationstechnische Systeme. 
	 Mit diesen neuen Mög-
lichkeiten zur Informations-
gewinnung soll der Ver-
fassungsschutz frühzeitig 
extremistische Netzwerke 
aufklären. Auch Finanzer-
mittlungen werden erleichtert, 
um Strukturen und Verflech-
tungen früher zu erkennen.  
	 Zugleich sorgt das Gesetz 
dafür, dass die erweiterten 
Befugnisse nicht unkontrol-
liert bleiben. Die parlamenta-
rische Kontrolle wird deutlich 
gestärkt, in Zukunft wird die 
Arbeit des Verfassungsschutz-
ausschusses durch einen Be-
vollmächtigten unterstützt. 
Besonders eingriffsintensive 
Maßnahmen müssen zudem 
vorab von einem Richter ge-
nehmigt werden.

Schutzschild für 
die Demokratie 

Indem der Verfassungsschutz 
technologisch aufschließt 
und bereits bei ernsthaften 
Verdachtsmomenten warnen 
darf, wird er zum Frühwarn-
system unserer Demokratie, 
der Extremisten den Nährbo-
den entzieht, bevor sie die ge-
sellschaftliche Mitte erreichen 
können.  

Schutz vor Islamisten, Linksextremisten 
und Rechtsextremismus 
Abgeordnetenhaus verabschiedet neues Verfassungsschutzgesetz 
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8 Kita-Chancenjahr Berlin hat die Vorschule 
wieder zurück, das Kita-Chancenjahr. Kinder 
mit Sprachdefiziten erhalten ab dem dritten Le-
bensjahr gezieltes Sprachtraining – noch vor der 
Einschulung. Die IHK Berlin lobt die Initiative 
als „Basis für spätere berufliche Perspektiven.“

9 Wertebotschafter Handeln statt Wegschauen 
bei Konflikten und Gewalt an unseren Schulen: 
Wertebotschafter und Wertelotsen stärken des-
halb die Gemeinschaft, geben Orientierung und 
vermitteln Respekt, Gleichberechtigung und 
gewaltfreie Konfliktlösung. So wird ein Um- 
feld geschaffen, in dem Freiheit und Toleranz 
gelebt und unsere Kinder sicher lernen können. 

10 Weniger Bürokratie für Lehrkräfte Bil-
dungssenatorin Katharina Günther-Wünsch 
(CDU), selbst frühere Schulleiterin, gibt den 
Schulen vor Ort wieder Eigenverantwortlich-
keit und Entscheidungshoheit. Außerdem wur-
den die zentralen MSA-Prüfungen an Gym-
nasien abgeschafft. Gremiensitzungen können 
künftig online stattfinden. Mehr Verwaltungs-
leitungen und IT-Fachkräfte entlasten das pä-
dagogische Personal. Lehrkräfte können sich 
wieder auf ihren Kernauftrag konzentrieren: 
guten Unterricht. 

4 Alle Schulen ans Glasfasernetz Mit dem 
Landesprogramm BWAS wurde ein Verspre-
chen der CDU-Fraktion eingelöst. Damit verfü-
gen jetzt alle öffentlichen Berliner Schulen über 
einen leistungsfähigen Glasfaseranschluss, für 
schnelles Internet in jedem Klassenzimmer. 

5 Lehrerverbeamtung ist zurück Auf Ini-
tiative der CDU-Fraktion wurde die Verbeam-
tung von Lehrkräften – die 2004 von SPD und 
Linkspartei abgeschafft wurde – wiederherge-
stellt. Zwischenergebnis: Über 10.000 Lehrer 
neu verbeamtet, der Lehrermangel konnte ge-
stoppt werden, qualifizierte Pädagogen werden 
an Berlin gebunden und stärken das Bildungs-
system nachhaltig. 

6 Unterrichtsausfall sinkt Der Unterrichts-
ausfall an allgemeinbildenden Schulen ist auf 
3,0 Prozent gesunken. Die Lehrerversorgung 
liegt bei 99,3 Prozent. Im aktuellen Schuljahr 
2025/26 sind 207 Stellen offen. Vor dem Re-
gierungswechsel waren knapp 1000 Stellen un-
besetzt. Auch die Zahl der Referendare steigt 
stetig an. Aktuell sind es rund 3000 Lehramts-
anwärterinnen und -anwärter. 

7 Gezielt gegen Leistungsdefizite Seit 2024 
stehen Grundschulen neue Fachleiterstellen in 
Deutsch und Mathematik zur Verfügung. Da-
mit können Kollegien individuelle Förder- und 
Forderstrukturen entwickeln. 

1 Schulgesetz grundlegend reformiert 
Die CDU-geführte Koalition hat das Berliner 
Schulgesetz neu aufgestellt. Kernpunkte: 
• �verpflichtende Sprachförderung vor 

der Einschulung, 
• �das neue 11. Pflichtschuljahr für Jugendliche 

ohne Abschluss,
• �mehr Digitalisierung und
• �Stärkung des Gymnasiums. 
„Leistung gilt wieder in der Schule.“  

2 Rekord beim Schulbau Über 8100 neue 
Schulplätze wurden allein im Schuljahr 2023/24 
geschaffen, 8000 weitere neue Schulplätze im 
letzten, rund 9000 weitere neue Schulplätze 
kommen in diesem Schuljahr dazu.  
	 Die Schulbaumittel wurden auf 5,6 Milliar-
den Euro für zwei Jahre verdoppelt. In fünf 
Jahren entstanden 16 neue Grundschulen, neun 
neue Sekundarschulen und vier neue Gymna-
sien. In Marzahn-Hellersdorf wurde der erste 
Gymnasiums-Neubau seit 25 Jahren errichtet. 

3 Freie und konfessionelle Schulen gestärkt 
10 Prozent der Berliner Kinder lernen an Schu-
len von freien Trägern und Kirchen. Die struk-
turelle Benachteiligung durch die Vorgänger-
regierung wurde abgeschafft: Verkürzung der 
staatlichen Zuschusswartefrist auf zwei Jahre, 
höhere Förderung, eine einkommensabhängige 
Schulgeldtabelle und Planungssicherheit durch 
angepasste Personalkostensätze.

Personen im Bereich des 
pädagogischen Personals 
sind an den öffentlichen 
Schulen Berlins tätig,

darunter 34.959 Lehrkräfte, 5621 Erzieher,
1042 pädagogische Unterrichtshilfen und 677 Betreuer.

davon 361.768 Schüler an öffentlichen allgemeinbildenden Schulen 
und 41.873 Schüler an allgemeinbildenden Schulen in freier Trägerschaft.

13 Schulen 
des Zweiten 
Bildungswegs, 
davon 11  
öffentlich und 
2 privat

803 allge-
meinbilden-
de Schulen, 
davon 669 
öffentlich und 
134 privat

111 beruf- 
liche Schulen,  
davon 42  
öffentlich und 
69 privat

darunter die wenigsten in Spandau (2593)  
und die meisten in Pankow (4236).

öffentlichen allgemeinbildenden SchulenSchüler an:

25/2524/2523/2422/2321/22

400.000

200.000

0

freien allgemeinbildenden Schulen
beruflichen Schulen (öffentlich + privat)

 Berlin hat Klasse
Schule – mehr als Mathe und Deutsch: Zahlen und Fakten zum Berliner Bildungssystem

Vorbild, das Schule macht:

Hausaufgaben gemacht:

Zehn Bildungserfolge,  
die man der CDU-Fraktion  
ankreiden kann:

Schüler besuchen öffentliche und freie 
allgemeinbildende Schulen in Berlin,

Kinder wurden 
im Schuljahr 
2025/26 in 
die 1.  Klasse 
eingeschult,

neue Schulgebäude 
und 110 Modulare 
Ergänzungsbauten wurden 
seit Beginn der Berliner 
Schulbauoffensive 2017 
bis zum Schuljahresbeginn 
2025/26 errichtet. 

Schulen in öffentlicher  
und freier Trägerschaft  
(ohne Ergänzungsschulen)

Die Schulbaumittel wurden auf 5,6 Mil-
liarden Euro für zwei Jahre verdoppelt.

22/23 24/25

+ 100 % 5,6 Mrd. €

42.642 927

35.571

403.641

32

Stand: Schuljahr 2025 / 2026 | Quellen: Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie, 
BLICKPUNKT SCHULE Bericht 2025 / 2026, www.berlin.de/sen/bildung, Abgeordnetenhaus von 
Berlin | Icons: „Buch“ (S.  1) von iconesia, „Schere schneidet Band“ von ABDUL LATIF, „Geld“ von 
lianaa, „Textmarker“/„Stift“ von Puspa Kusuma, „Schülerin“ von tezar tantular, „Zuckertüte“ von 
Gerald Wildmoser, „Glasfaser“ von Rifai, „Schulklingel“ von Mira iconic, „Schülerin und Schüler“ 
von Konkapp, „allgemeinbildende Schule“ von Graha Creative, „berufliche Schule“ von Dierys  
Design, „Schule des Zweiten Bildungswegs“ von ICONGALAXY, Lehrerin vor Schülern“ von Logis-
studio; alle von thenounproject.com
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Berlin passt sein Datenschutz-
gesetz an, um besser auf aktu-
elle Sicherheitsanforderungen 
reagieren zu können. Mit der 
beschlossenen Änderung wer-
den insbesondere der Schutz 
kritischer Infrastruktur ge-
stärkt und die Möglichkei-
ten der Videoüberwachung 
erweitert beziehungsweise 
präzisiert. Das Abgeordne-
tenhaus hat die Anpassung 
mehrheitlich beschlossen, für 
die CDU-Fraktion hatte das 
Thema in der parlamentari-
schen Beratung Priorität. 

Schutz der Strom-
versorgung vor Terror  

Wie wichtig der Schutz kri-
tischer Infrastruktur ist, hat 
zuletzt der linksterroristische 
Anschlag auf das Berliner 
Stromnetz gezeigt. Solche 
Angriffe auf zentrale Ver-
sorgungsstrukturen betreffen 
unmittelbar die Sicherheit der 
gesamten Stadt. Es wäre eine 
falsch verstandene Transpa-
renz, wenn die Orte der ge-
sellschaftlichen Verwundbar-
keit ins Netz gestellt werden 
würden oder potentielle Täter 
nicht durch Kameraüberwa-
chung abgeschreckt werden 
dürften. 

Mehr Sicherheit 
in Bädern 

Eine weitere Neuerung be-
trifft den Videoschutz in den 
Berliner Schwimmbädern. 
Gezielte Videoüberwachung 
hilft dabei, Konflikte früh-
zeitig zu erkennen, Regeln 
durchzusetzen und Gäste so-
wie Personal besser zu schüt-
zen.  
	 Damit in den Berliner Bä-
dern Familien und Badespaß 
im Vordergrund stehen, müs-
sen Störer und Grapscher 
draußen bleiben. Die Anpas-
sung schafft dafür die recht-
lichen Voraussetzungen und 
stärkt die Sicherheit. Selbst-
verständlich werden Um-
kleide- und Toilettenkabinen 
nicht gefilmt, aber auch in der 
Freibadsaison 2026 bleibt es 
dabei: Ausweis zeigen, sich 
benehmen – Störer werden 
andernfalls von der Polizei 
abgeführt.

Sicherheit ist wichtiger 
als Täterschutz 

Die Änderungen am Berliner 
Datenschutzgesetz schaffen 
einen Ausgleich zwischen 
Sicherheit und Datenschutz. 
Sensible Informationen blei-

Strommasten waren 
in Berlin Ziel links- 
extremistischer Täter 
Foto: IMAGO/Herrmann 

Agenturfotografie

Mehr Schutz für kritische Infrastruktur  
und in den Schwimmbädern
Berliner Abgeordnetenhaus beschließt neues Datenschutzgesetz

Berlin geht einen wichtigen 
Schritt für mehr Lebensret-
tung im Alltag: Der Senat 
startet eine neue Kooperation 
mit der ADAC Stiftung, um 
Reanimationsunterricht stär-
ker an Berliner Schulen zu 
verankern. Ziel ist es, dass 
Schülerinnen und Schüler 
früh lernen, im Notfall zu hel-
fen und Leben zu retten. 

Ursprung war Initiative 
der CDU-Fraktion 

Die Kooperation geht auf eine 
Initiative der CDU-Fraktion 
Berlin zurück. Bereits auf 
der Klausurtagung im Juli Katharina Günther-Wünsch bei der Reanimationsübung

Reanimation wird Teil des Schulalltags
Berlin startet Kooperation mit ADAC Stiftung

Menschen er-
leiden jährlich 
in Deutschland 

einen Herz-
Kreislauf-Still-
stand außer-

halb eines 
Krankenhauses

70.000
2025 beschloss die Fraktion, 
Reanimationsunterricht sys-
tematisch an Berliner Schu-
len einzuführen. Vorbild war 
dabei unter anderem das er-
folgreiche Projekt „#koblenz-
drückt“, bei dem Schülerin-
nen und Schüler praktische 
Wiederbelebungsmaßnahmen 
trainieren.  

Wiederbelebung: 
Die ersten Minuten 
entscheiden 

Jedes Jahr erleiden über 
70.000 Menschen in Deutsch-
land außerhalb eines Kran-
kenhauses einen Herz-Kreis-

lauf-Stillstand. Die ersten 
Minuten entscheiden über 
Leben und Tod. Wenn sofort 
mit Wiederbelebungsmaßnah-
men begonnen wird, steigen 
die Überlebenschancen deut-
lich. Dennoch leisten bislang 
noch zu wenige Menschen 
Erste Hilfe. Genau hier setzt 
der Reanimationsunterricht 
an Schulen an.  

Koalition bringt Antrag 
ins Abgeordnetenhaus ein 

Auch die Koalition griff das 
Thema auf. CDU und SPD 
brachten einen Antrag ins 
Abgeordnetenhaus ein, der 
vorsieht, die Ersthelferausbil-
dung und regelmäßige Auf-
frischungen für Schülerinnen 

und Schüler zu ermöglichen.  
	 Der Antrag der Koalitions-
fraktionen geht dabei deut-
lich über den Reanimations-
unterricht hinaus. Er sieht 
auch vor, den Katastrophen-
schutz an Berliner Schulen 
insgesamt zu stärken. Dazu 
gehören unter anderem Not-
fall- und Blackout-Konzepte 
nach internationalem Vor-
bild, bessere Vorbereitung 
der schulischen Krisenteams, 
Möglichkeiten zur Notstrom-
einspeisung, eine einheitliche 
Gebäudekennzeichnung für 
schnellere Orientierung von 
Rettungskräften sowie die 
Überprüfung bestehender Si-
cherheits- und Amoksysteme.  
	 Ziel ist es, Schulen umfas-
send auf mögliche Notfälle 

vorzubereiten und Kinder und 
Jugendliche frühzeitig zu be-
fähigen, sicher zu handeln 
und Leben zu retten.  

Erfolgsmodelle aus 
anderen Ländern 

Der Blick ins Ausland zeigt, 
wie erfolgreich Reanima-
tionsunterricht in Schulen 
sein kann. In skandinavi-
schen Ländern wie Däne-
mark oder Norwegen gehört 
Wiederbelebung bereits seit 
Jahren zum Schulunterricht. 
Dort leisten deutlich mehr 
Menschen Erste Hilfe als in 
Deutschland. In Dänemark 
etwa hat sich die Quote der 
Ersthelfer in den vergange-
nen Jahren mehr als verdop-
pelt – parallel dazu stiegen 
auch die Überlebenschancen 
bei Herz-Kreislauf-Stillstän-
den deutlich. 

Lebensretter von morgen 

Die neue Kooperation ist 
ein wichtiger Schritt hin zu 
einer stärkeren Erste-Hilfe-
Kultur in Berlin. Wenn mehr 
junge Menschen lernen, im 
Notfall zu helfen, steigt die 
Wahrscheinlichkeit, dass bei 
einem Herz-Kreislauf-Still-
stand schnell reagiert wird. 
	 So soll langfristig eine neue 
Generation von Lebensrettern 
entstehen – direkt aus den 
Berliner Schulen. 

Stärkung des Reanimationsunterrichts besiegelt: Senatorin Katharina Günther-
Wünsch (li.), ADAC-Vorständin Christina Tillman Fotos: CDU-Fraktion/Patrick Liesener

ben geschützt, während 
gleichzeitig moderne Sicher-
heitsmaßnahmen ermöglicht 
werden. 
	 Die Reform reagiert auf ak-
tuelle Herausforderungen und 
sorgt dafür, dass Berlin siche-
rer wird. 

Auch Berlins Bäder 
werden sicherer 
mit mehr Videoschutz 
Foto: IMAGO/Funke Foto Services



Der Tag im Wahlkreisbüro beginnt un-
spektakulär – und doch ziemlich ty-
pisch für die politische Arbeit vor Ort. 
Der Kundenstopper wird aufgestellt. 
Darauf steht, wann die Abgeordnete 
Sandra Khalatbari im Büro anzutref-
fen ist und welche Termine oder Ver-
anstaltungen im Kiez anstehen. Kurz 
darauf flimmert der Bildschirm im 
Schaufenster an. Er informiert über 
aktuelle Themen aus dem Wahlkreis, 
über Veranstaltungen im Bezirk und 
darüber, wo die Abgeordnete gerade 
unterwegs ist – im Büro, im Wahlkreis 
oder in einem der Ausschüsse des Ber-
liner Abgeordnetenhauses. 
	 Während draußen der Alltag des 
Viertels vorbeizieht – Kinder auf dem 
Weg zur Schule, der erste Kaffee, Hun-
de auf ihrer Morgenrunde – beginnt 
drinnen die organisatorische Arbeit. 
Termine im Parlament und im Wahl-
kreis werden koordiniert, vorbereitet 
und dokumentiert. Einladungen wer-
den verschickt, Gesprächsunterlagen 
erstellt und Hintergrundinformationen 
zusammengestellt. 
	 Doch ein Wahlkreisbüro ist mehr 
als ein organisatorischer Knotenpunkt 
politischer Arbeit. Es ist vor allem 
ein Ort der Begegnung. Die Tür steht 
meist offen, und immer wieder schau-
en Nachbarinnen und Nachbarn spon-
tan vorbei. Manche kommen mit einem 
konkreten Problem, andere einfach 
auf ein kurzes Gespräch. Gelegentlich 
trottet auch ein Hund herein, der offen-
bar der Meinung ist, politische Arbeit 
müsse aus nächster Nähe kontrolliert 
werden. 
	 Viele Anliegen lassen sich über-
raschend unkompliziert klären: Ein 
Anruf im zuständigen Amt kann ein 
Verfahren beschleunigen, ein kurzer 
Hinweis hilft beim nächsten Behör-
denschritt. Manchmal sind es auch 

Kaffee und Kiezpolitik –  
ein Tag im Wahlkreisbüro
Was im Wahlkreisbüro eigentlich so alles passiert

ganz praktische Dinge – Hilfe beim 
Einrichten einer E-Mail-Adresse, Un-
terstützung beim Ausfüllen eines Ver-
waltungsformulars oder sogar einmal 
eine kleine Fahrradreparatur vor der 
Tür. 
	 Wenn sich Themen im Kiez häufen, 
organisiert das Büro Stammtische oder 
Informationsabende. Dort wird über 
Fragen gesprochen, die die Menschen 
im Bezirk bewegen – von lokalen Ent-
wicklungen bis zu politischen Ent-
scheidungen im Land Berlin. 
	 Das Herzstück der Arbeit bleibt die 
persönliche Kiezsprechstunde. Dann 
nimmt sich Sandra Khalatbari Zeit für 
Gespräche mit Bürgerinnen und Bür-
gern – über Probleme, kleine Sorgen 
oder Geschichten aus dem Alltag im 
Viertel. Gerade diese Begegnungen 
zeigen, worum es in der politischen 
Arbeit im Wahlkreis geht: zuhören, 
vermitteln und gemeinsam nach Lö-
sungen suchen.

Khalatbari erkämpft Geld für Schule!
Ausschuss bewilligt Geld für Ernst-Adolf-Eschke-Schule

Berlin-Charlottenburg, 21. Janu-
ar 2025 – Mit einem sachlichen und 
überzeugenden Auftritt hat Christoph 
Brzezinski, Bezirksstadtrat von Char-
lottenburg-Wilmersdorf, den Berliner 
Hauptausschuss von der Notwendigkeit 
zusätzlicher Mittel für die Sanierung 
der Ernst-Adolf-Eschke-Schule für 
Gehörlose überzeugt. Der Ausschuss 
stimmte dem Antrag zu, die Mehrkos-
ten in Höhe von 1.990.000 Euro aus der 
SIWA-Verstärkungsreserve zu decken.
	 Die Förderschule mit dem Schwer-
punkt Hören und Kommunikation in 
der Waldschulallee 29 befindet sich 
seit geraumer Zeit in einer umfassen-
den Sanierung. Was ursprünglich mit 
einem Budget von 1,8 Millionen Euro 
geplant war, hat sich zur weit größe-
ren Baustelle entwickelt. Hinter abge-

rissenen Unterdecken traten massive 
Schadstoffbelastungen zutage, die den 
Unterrichtsbetrieb unmöglich mach-
ten. Doch damit nicht genug: Risse in 
tragenden Betonteilen erforderten eine 
statische Verstärkung mit Stahlträgern 
– und damit die vollständige Erneue-
rung des gesamten Erdgeschosses. 
Hinzu kamen Asbestzement-Abwas-
serrohre, stark korrodierte Heizleitun-
gen im Mauerwerk sowie völlig ver-
altete Medientechnik aus den 1980er 
Jahren in der Aula.
	 Brzezinski legte dem Ausschuss 
die komplexe Sachlage transparent 
dar: Die unvorhergesehenen Befunde 
hätten eine Ausweitung der Arbeiten 
unausweichlich gemacht. Auch der 
laufende Betrieb habe die Kosten er-
höht – Container und häufige Umzüge 

Einer der Nachbarn  
beim täglichen Besuch  
Foto: Büro Sandra Khalatbari

Neues aus Grunewald, Halensee, Preußenpark und Hohenzollerndamm

waren notwendig. Die Gesamtkosten 
steigen auf rund 3,79 Millionen Euro.
	 Besonders hob Brzezinski die Ver-
antwortung gegenüber den gehörlosen 
Schülerinnen und Schülern hervor: 
Die Sicherheitstechnik muss optisch 
und akustisch ausgelegt werden – ein 
erheblicher Mehraufwand gegenüber 
anderen Schulen.
	 Als Mitglied des Hauptausschusses 
begleitete die Wahlkreisabgeordnete 
Sandra Khalatbari das Verfahren von 
Beginn an und setzte sich für die zügi-
ge Bewilligung der Mittel ein. Im An-
schluss an die Sitzung tauschten sich 
Brzezinski und Khalatbari aus – beide 
zeigten sich erleichtert über das posi-
tive Votum und zuversichtlich, dass 
die Schule bald wieder einen sicheren 
Lernort bieten kann.

April 2026

Christoph Brzezinski 
zu Gast im Abgeord-
netenhaus 
Foto: Büro Sandra Kha-

latbari



Scooter-Chaos auf Gehwegen: Schluss damit?
Die Umstellung erfolgt nach und nach

Preußenpark und HohenzollerndammNeues aus Grunewald, Halensee,   

Wahlkreisbüro

Das liebevoll genannte „Café 
Wahlkreis“ von Sandra Kha-
latbari MdA befindet sich 
in der Zähringerstraße 33 
in 10707 Berlin und ist von 
Dienstag bis Donnerstag von 
10:30 Uhr bis 17:00 Uhr täg-
lich besetzt. Montag und Frei-
tag nach Vereinbarung.

Die Kids des Wald-Gymnasi-
ums, viele Eltern, ehemalige, 
längst erwachsene Schülerin-
nen und Schüler und einige 
Lehrkräfte des Wald-Gym-
nasiums demonstrierten laut-
stark vor dem Rathaus Char-
lottenburg-Wilmersdorf am 
Donnerstag, 19.02.2026  eine 
Stunde lang vor Beginn der 
Bezirksverordnetenversamm-
lung für den Erhalt ihrer über 
100 Jahre alten Schule.
	 Die zuständige Bezirks-
stadträtin hatte zusammen 
mit ihren Verwaltungsfach-
kräften Fakten zusammenge-
stellt, mit Hilfe derer sie das 
Wald-Gymnasium am liebsten 
schließen und unter Einbezie-
hung der Wald-Grundschule 
eine Gemeinschaftsschule von 
Klasse eins bis dreizehn oder 
zumindest eine Integrierte Se-
kundarschule ISS von Klasse 
sieben bis dreizehn errichten 
wollte. Der Bedarf an entspre-
chenden Oberschulplätzen sei 
gegeben, während im Bezirk 
zu viele Gymnasialplätze vor-
handen seien. Deshalb müs-
se diese Entscheidung jetzt 
schnell und plötzlich getrof-
fen und zum Schuljahresbe-
ginn am 01.08.2027 umgesetzt 
werden, so die Argumente der 
Stadträtin.
	 Weder das Bezirksamt noch 
die schulischen Gremien wa-
ren einbezogen worden; le-
diglich im Schulausschuss 
der BVV im nichtöffentlichen 
Teil war das Konzept Ende 
2025 dargelegt worden.
	 Den Tag der offenen Tür der 
Schule am Freitag, 23.Januar 

2026 nutzten alle Engagier-
ten, um Präsenz zu zeigen mit 
der klaren Maxime: So geht 
das nicht, das Wald-Gymna-
sium bleibt erhalten! Bereits 
im Vorfeld hatte sich die Se-
natorin Katharina Günther-
Wünsch klar öffentlich in der 
Abendschau gegen eine über-
eilte Schließung positioniert, 
schließlich fehlen stadtweit 
Plätze für Gymnasiasten in 
den kommenden 7. Klassen. 
Eine Einzelbetrachtung und 

Sandra Khalatbari 
im Gespräch mit 
der Schulleiterin
Foto: Büro 

Sandra Khalatbari 

Sandra Khalatbari gegen  
Schulschließung
Wir sind hier! Wir sind laut, weil ihr uns die Schule klaut!

Khalatbari, die permanent mit 
dem in ihrem Wahlkreis ansäs-
sigen Allgemeinen Blinden- 
und Sehbehindertenverein 
Berlin (ABSV) im Gespräch 
ist, begrüßt die ersten neuen 
Regeln. „Auch wenn ich beim 
zeitlichen Rahmen eher der 
Meinung des ABSV bin, ist es 
doch ein Anfang.“
	 Der Berliner Senat plant, das 
freie Abstellen von E-Scoo-
tern auf Gehwegen schrittwei-
se zu beenden. Künftig sollen 
Roller nur noch an festen Ab-
stellflächen ausgeliehen und 

zurückgegeben werden. Bis 
2035 sollen dafür rund 3000 
Standorte entstehen – derzeit 
gibt es erst etwa 500. Jährlich 
sollen etwa 200 bis 300 neue 
Flächen hinzukommen.
	 Die Umstellung erfolgt nach 
und nach in einzelnen Stadt-
gebieten. Besonders stark ge-
nutzte Bereiche sollen zuerst 
berücksichtigt werden, sodass 
Verbesserungen schon vor 
2035 spürbar sein könnten.
Für den ABSV geht der Zeit-
plan jedoch nicht weit genug. 
Geschäftsführer Thomas Krä-

mer nennt ihn „nicht akzep-
tabel“. Für blinde und seh-
behinderte Menschen seien 
abgestellte Roller auf Geh-
wegen eine tägliche Unfall-
gefahr. Der Verein fordert 
deshalb deutlich schneller 
wirksame Maßnahmen.
	 Auch die Anbieter der Leih-
Scooter warnen: Zu viele feste 
Abstellzonen könnten ihr Ge-
schäftsmodell unattraktiver 
machen. Für viele Fußgän-
ger bleibt jedoch klar: Freie 
Gehwege bedeuten vor allem 
mehr Sicherheit.

Nächste Bürger-
sprechstunden

Im Abgeordnetenhaus:
11.05.2026, 14:00 – 15:00 Uhr
08.06.2026, 14:00 – 15:00 Uhr
Im Wahlkreisbüro:
05.05.2026, 12:00 – 14:00 Uhr
19.05.2026, 11:00 – 13:00 Uhr
02.06.2026, 12:00 – 14:00 Uhr
16.06.2026, 11:00 – 13:00 Uhr
30.06.2026, 12:00 – 14:00 Uhr

Es wird um vorherige tele-
fonische Anmeldung unter 
030/28 60 68 38 oder per E-
Mail unter: wahlkreisbuero@
sandra-khalatbari.de gebeten. 

Für SIE vor ORT! –
Info-Stände im Kiez:
Samstag, 30.05.2026, 
11:00 – 13:00 Uhr
Rewe
Kurfürstendamm 146-147
Hagenplatz Grunewald
Roseneck/Ecke Karlsbader Str.

Haben Sie Themen in Grunewald, Halensee, 
Preußenpark und Hohenzollerndamm?
Ihre Abgeordnete Sandra Khalatbari  
ist für Sie da!

HIE R F IN D E N SIE A N T WO R T E N U N D HIL F E

Bürgerbüro von Sandra Khalatbari 
Café Wahlkreis, Zähringerstr. 33, 10707 Berlin
	
	 (030) 28 60 68 38
	 khalatbari@cdu-fraktion.berlin.de
	 www.sandra-khalatbari.de

Abgeordnete lädt 
ein: Berlins 
Abgeordneten-
haus erleben!

Besuchen Sie das offene Ab-
geordnetenhaus (Mo–Fr, 9–18 
Uhr). Sandra Khalatbari, 
MdA, lädt Sie herzlich ein!
	 Erkunden Sie das Haus per 
Audioguide oder bei einer 
Führung. Nehmen Sie an 
Ausschusssitzungen teil oder 
reservieren Sie Plätze für 
Plenarsitzungen. Gruppen-
führungen und Gespräche mit 
Abgeordneten organisiert sie 
gerne.
	 Anmeldungen und Buchun-
gen nehmen ihre Büromit-
arbeiter entgegen.

eine entsprechende Entschei-
dung in Charlottenburg-Wil-
mersdorf sei kontraproduktiv.
	 Grund genug, dass auch die 
bildungspolitische Sprecherin 
und Leiterin des entsprechen-
den Ausschusses im Abgeord-
netenhaus Sandra Khalatbari 
sich die berechtigten Protes-
te der Elternschaft und der 
Lehrkräfte vor Ort anhörte 
und eindeutig Position bezog: 
Ein Gymnasium mit einer 
mehr als 100-Jährigen Tradi-

tion, einer stabilen Nachfrage 
durch die Kids und die Eltern 
und entsprechender, guten 
Auslastung darf nicht vom 
Netz genommen werden.
	 Inzwischen haben sich das 
Bezirksamt und auch der 
Schulausschuss soweit ver-
ständigt, dass zunächst die 
Anmeldungen für die 7.Klas-
sen des kommenden Schul-
jahres, die in der ersten Hälfte 
des Monats März laufen, ab-
gewartet werden, damit sach-
gerecht diskutiert und dann 
faktenbasiert mit Blick auf 
die gesamte Stadt entschieden 
werden kann.
	 Am Samstag, dem 21. Fe-
bruar 2026, gab es spontan 
einen zweiten Tag der offenen 
Tür im Wald-Gymnasium. 
Das Kollegium und die El-
ternschaft zusammen mit vie-
len engagierten Schülerinnen 
und Schülern präsentierten 
die Schule erneut und zeigten, 
den Besucherinnen und Besu-
chern, die in großer Zahl mit 
den vielleicht künftigen Schü-
lerinnen und Schülern der 
7. Klasse gekommen waren, 
eine Schule, die es unbedingt 
zu stärken und zu erhalten 
gilt. Sandra Khalatbari warb 
persönlich für eine Entschei-
dung der Eltern zugunsten 
des Wald-Gymnasiums.
	 Ende März wird man die 
Anmeldezahlen für die kom-
menden 7. Klassen haben und 
erkennen, ob es eine Auslas-
tung der Gymnasien im Be-
zirk geben wird.

Ein typisches Bild 
in Berlin 
Foto: Büro 

Sandra Khalatbari
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Für Restaurants, Bars und 
Cafés sollen künftig moder-
nere und einfachere Regeln 
gelten. Berlin führt erstmals 
ein eigenes Landesgaststät-
tengesetz ein. Bisher galt in 
der Hauptstadt vor allem das 
bundesweite Gaststättenge-
setz, das als veraltet und bü-
rokratisch gilt. 

Schneller eröffnen statt 
lange warten 

Eine der wichtigsten Ände-
rungen betrifft den Start neu-
er Betriebe. Wer künftig ein 
Restaurant, Café oder eine 
Bar eröffnen möchte, muss 
nicht mehr lange auf eine 
Genehmigung warten. In 
vielen Fällen reicht eine An-
zeige aus. Der Betrieb kann 
dann bereits sechs Wochen 
nach der Anmeldung star-
ten. Gleichzeitig entfällt die 
bisher verpflichtende IHK-
Unterrichtung vor der Er-
öffnung. Das spart Zeit und 
erleichtert besonders Grün-
derinnen und Gründern den 
Einstieg. Dass alle Vorschrif-
ten eingehalten werden, wird 
trotzdem überprüft. Unrecht-

Für die Draußen-Bewirtung 
gibt’s einheitliche Vorgaben 
Foto: IMAGO/Dreamstime

mäßige Betriebe werden ge-
schlossen. 

Keine allgemeine 
Sperrzeit mehr 

Auch bei den Öffnungszeiten 
gibt es mehr Flexibilität. Eine 
allgemeine Sperrzeit wird es 
künftig nicht mehr geben. 
Gastronomiebetriebe können 
grundsätzlich rund um die 

Uhr geöffnet haben. Gleich-
zeitig bleibt der Schutz der 
Anwohner wichtig. Wenn es 
Beschwerden gibt oder Pro-
bleme auftreten, können die 
Behörden weiterhin im Ein-
zelfall eingreifen. 

Einheitliche Regeln für 
Außengastronomie 

Auch für Außengastronomie 
werden erstmals berlinweit 
einheitliche Regeln geschaf-
fen. Künftig müssen Betriebe 
nicht mehr gesondert beantra-
gen, wenn sie ihre Außengas-
tronomie länger öffnen möch-
ten. Stattdessen geben sie die 
geplanten Zeiten im Anzeige-
verfahren an. 
	 Zusätzlich sollen sogenann-
te Ausgehviertel definiert 
werden. In diesen Bereichen 
ist das Nachtleben besonders 
ausgeprägt, weshalb dort fle-
xiblere Regelungen möglich 
sind. Von Sonntag bis Don-
nerstag darf die Außengast-
ronomie dort bis 23 Uhr ge-
öffnet bleiben. Am Freitag, 
Samstag und vor Feiertagen 
sogar bis 24 Uhr. Gleichzeitig 
behalten die Bezirke weiter-

Berlin setzt weiter 
auf Erfahrung im 
Klassenzimmer 

Berlin setzt weiterhin auf Er-
fahrung im Klassenzimmer: 
Pensionierte Lehrkräfte kön-
nen auch künftig freiwillig 
weiter unterrichten – ohne 
finanzielle Nachteile. Die ent-
sprechende Regelung wurde 
bis Ende 2027 verlängert. 
	 Bereits heute unterstützen 
mehrere hundert pensionierte 
Lehrerinnen und Lehrer die 
Berliner Schulen. Die Ver-
längerung trägt dazu bei, die 
Unterrichtsversorgung zu sta-
bilisieren und Schulen zusätz-
lich zu stärken. 
	 Die Regelung ergänzt wei-
tere Maßnahmen des Senats 
zur Gewinnung und Ausbil-
dung neuer Lehrkräfte und 
sorgt so für mehr Verlässlich-
keit im Schulalltag. Teils bis

soll Außen-
gastronomie 
ohne Antrag 
möglich sein

24 Uhr

hin die Möglichkeit, bei Be-
schwerden oder Lärmbelas-
tungen einzugreifen. 
Beispielsweise ein Restaurant 
in der Simon-Dach-Straße 
könnte so im Sommer seine 
Terrasse länger geöffnet las-
sen, ohne ein zusätzliches Ge-
nehmigungsverfahren durch-
laufen zu müssen.  

Weniger Bürokratie 
durch Digitalisierung 

Ein weiterer wichtiger Be-
standteil der Reform ist die 
Digitalisierung. Künftig kön-
nen Gastronominnen und 
Gastronomen mehrere Ver-
waltungsverfahren gebündelt 
online erledigen. Gewerbe-
anmeldung, steuerliche An-
meldung und gaststätten-
rechtliche Anzeige werden 
zusammengeführt. Das spart 
Zeit und reduziert Bürokratie. 
	 Insgesamt soll das neue 
Landesgaststättengesetz die 
Branche stärken, Berlin als 
internationale Metropole noch 
attraktiver machen und für 
Berlinerinnen und Berliner 
schöne Sommerabende im 
Freien ermöglichen. 

Moderne Regeln für Gastronomie  
und Nachtleben 
Weniger Bürokratie und klare Regeln für Berlins Gastwirte

Mehr 
Ausbildungsplätze  
in Berlin 

Das Berliner Bündnis für 
Ausbildung zeigt deutliche 
Erfolge: 1344 zusätzliche 
Ausbildungsplätze sind im 
vergangenen Jahr entstanden. 
Damit gehört Berlin bundes-
weit zu den erfolgreichsten 
Bundesländern beim Ausbau 
von Ausbildungsplätzen. 
	 Gestartet wurde das Bünd-
nis 2023 auf Initiative des Re-
gierenden Bürgermeisters Kai 
Wegner. Sein Ziel: Wirtschaft, 
Kammern, Gewerkschaften 
und Arbeitsagentur an einen 
Tisch bringen, um gemein-
sam mehr Ausbildungsplätze 
zu schaffen und jungen Men-
schen bessere Chancen zu er-
möglichen. 
	 Der gemeinsame Ansatz 
hat funktioniert. Mehr Ju-
gendliche finden den Einstieg 
ins Berufsleben, gleichzeitig 
gewinnt die Berliner Wirt-
schaft dringend benötigte 
Fachkräfte.  

Gute Ausbildung und eine
sichere Zukunft
Foto: IMAGO/Mike Schmidt

Der mutmaßliche Vergewal-
tigungsfall in einem Jugend-
club in Berlin-Neukölln sorgt 
weiterhin für Entsetzen. Eine 
16-jährige Jugendliche soll in 
der Einrichtung Opfer schwe-
rer sexueller Gewalt gewor-
den sein. Besonders brisant: 
Weder das Jugendzentrum 
noch das zuständige Jugend-
amt informierten zunächst die 
Polizei. Erst nachdem der Va-
ter der Jugendlichen Anzeige 
erstattete, wurde der Fall be-
kannt.  
	 Inzwischen wird deutlich, 
dass das Ausmaß möglicher-
weise größer ist als zunächst 
angenommen. Weitere Vor-
würfe und Hinweise auf wei-
tere Übergriffe werden ge-
prüft. Gleichzeitig stehen die 
Abläufe im Jugendamt und 
die Verantwortung des Be-
zirksamts massiv in der Kri-
tik.  

Schwere Vorwürfe 
gegen den Bezirk 

Der Fall wirft grundlegende 
Fragen zum Opferschutz auf. 
Berichten zufolge wurde die 
Polizei trotz Hinweisen nicht 
eingeschaltet. Genau dieser 
Punkt sorgt für besondere 
Empörung. Denn bei schwe-
ren Vorwürfen sexualisierter 
Gewalt muss der Schutz der 
Betroffenen oberste Priorität 
haben. 

Außenansicht des 
bis auf Weiteres  
geschlossenen  
Jugendzentrums, in 
dem die Übergriffe 
stattgefunden haben 
sollen
Foto: CDU-Fraktion/ 

Martin Bremer

Auch Berlins Bildungsse-
natorin Katharina Günther-
Wünsch (CDU) forderte im 
Parlament klare Konsequen-
zen und kritisierte das Ver-
halten auf Bezirksebene. Ver-
antwortlichkeiten müssten 
lückenlos aufgeklärt werden.  

Linke Stadträtin 
unter Druck 

Die zuständige Jugendstadträ-
tin Sarah Nagel (Linke) weist 
Forderungen nach personellen 
Konsequenzen bislang zurück.  
	 Für die CDU-Fraktion 
Berlin ist dieses Verhalten 
nicht akzeptabel. Wenn eine 
16-Jährige Opfer schwerster 
Gewalt wird und Behörden 
nicht sofort handeln, darf es 
kein Zögern geben. 
	 CDU-Abgeordnete nehmen 
daher umfassende Aktenein-
sicht, um die Abläufe voll-
ständig aufzuklären. Zudem 
verlangen sie politische Kon-
sequenzen. Auch ein Abwahl-
antrag gegen die Stadträtin 
steht im Raum.  

Vertrauen in Jugendhilfe 
erschüttert 

Jugendclubs müssen sichere 
Orte für Kinder und Jugendli-
che sein. Der Fall in Neukölln 
erschüttert dieses Vertrauen 
massiv. Wenn Hinweise auf 
schwere Straftaten nicht so-

fort weitergegeben werden, ist 
das ein gravierendes Versagen 
im Opferschutz. 
	 Hinzu kommt: Laut Be-
richten werden auch mögliche 
weitere Übergriffe untersucht. 
Das verstärkt die Sorge, dass 
strukturelle Probleme vorlie-
gen könnten.  

CDU-Fraktion Berlin 
fordert klare 
Konsequenzen 

Für die CDU-Fraktion Berlin 
ist klar: Der Schutz von Mäd-
chen und jungen Frauen muss 
oberste Priorität haben. Wer 
Verantwortung trägt, muss in 
einer solchen Situation schnell 
und entschlossen handeln. 
	 Deshalb fordert die CDU-
Fraktion eine vollständige 
Aufklärung der Abläufe. 
Jugendclubs müssen siche-
re Orte – und Versäumnisse 
nicht folgenlos bleiben. 

Vergewaltigung in Neuköllner  
Jugendclub erschüttert Berlin
CDU-Fraktion fordert Konsequenzen – scharfe Kritik an linker Stadträtin

Erfahrene Lehrer sind 
gefragt Foto: IMAGO/Zoonar II
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Die Auflösung finden Sie  
auf der letzten Seite.

Jetzt QR-Code scannen 

und über die Folgen vom  

umstrittenen Volksbegehren 

„Berlin autofrei“ informieren.

Oder besuchen Sie:  

berlin-bleibt-mobil.de

Berlin war schon immer eine 
Stadt, die anders ist. Wir sind 
anders. Eine Stadt, die sich 
nicht in starre Strukturen 
pressen lässt. Hier treffen Ge-
schichte und Aufbruch aufei-
nander. Zwischen Altbau und 
Glasfassade, Kiezkneipe, Sze-
ne-Café und Hightech-Labor 
entstehen neue Ideen. Genau 
dieser Mix macht Berlin zu 
einer der spannendsten Met-
ropolen der Welt.
	 Doch Berlin darf sich auf 
diesem Erfolg nicht ausruhen. 
Unser Ziel ist klar: Berlin soll 
zu einer der innovativsten, 
lebenswertesten und wirt-
schaftlich stärksten Metro-
polen der Welt werden – ein 
Ort, an dem Ideen entstehen, 
wachsen, die Welt verändern 
und Menschen glücklich und 
sicher leben. Ein Sehnsuchts-
ort. Lassen wir uns vom Ber-
lin-Bashing nicht irritieren 
– wir leben in einer der groß-
artigsten Städte der Welt!
	 Wir als Union stehen für 
diese Dynamik: weniger Bü-
rokratie, schnellere Genehmi-
gungen und eine Verwaltung, 
die Innovation unterstützt 
statt ausbremst. Wer in Ber-
lin eine Idee hat, soll sie auch 

Berlin – aufregende Zukunft
von Dirk Stettner – Vorsitzender der CDU-Fraktion Berlin

verwirklichen können. Wir 
wollen eine Hauptstadt, in der 
Gründungen einfacher wer-
den, Investitionen schneller 
möglich sind und Unterneh-
men Planungssicherheit ha-
ben.
	 Berlin hat sich bereits zu ei-
nem der wichtigsten Start-up-
Standorte Europas entwickelt 
– mit starken Netzwerken 
rund um KI, Green-, Fin- und 
BioTech, digitale Plattformen 
und neue Mobilität. Diesen 
Weg wollen wir weitergehen: 
Berlin soll führender Innova-
tionsstandort Europas werden 
und Talente aus aller Welt an-
ziehen.
	 Menschen aus vielen Län-
dern kommen nach Berlin, 
um ihre Ideen umzusetzen. 
Entwickler, Gründer, Kreati-
ve und Unternehmer treffen 
hier auf eine einzigartige At-
mosphäre: offen, internatio-
nal und voller Energie. In den 
Kiezen entstehen Visionen, in 
Co-Working-Spaces wachsen 
junge Unternehmen zu glo-
balen Playern. Unser Ziel ist, 
diese Entwicklung weiter zu 
stärken und Berlin zu einem 
der attraktivsten Orte für 
Gründerinnen und Gründer 

Dirk Stettner
Fraktions-
vorsitzender
Foto: Yves  

Sucksdorff

weltweit zu machen. Dabei 
vergessen wir unseren Mittel-
stand nicht – ohne das Hand-
werk bricht alles zusammen.
	 Doch Berlin ist mehr als 
Wirtschaft und Technologie. 
Die Stadt lebt von ihrem Cha-
rakter – von ihren Kiezen, 
ihrer Kultur und der krea-
tiven Freiheit, die man hier 
spürt. Hier darf man Neues 
ausprobieren, anders denken 
und auch gegen den Strom 
schwimmen. Genau diese Mi-
schung aus Kreativität und 
Mut macht Berlin weltweit so 
attraktiv. Unser Anspruch ist, 
diesen Freiraum zu bewahren 
und gleichzeitig die Lebens-

qualität in der ganzen Stadt 
zu verbessern.
	 Eine CDU-geführte Poli-
tik sorgt dafür, dass dieses 
Lebensgefühl erhalten bleibt 
und neue Chancen entstehen. 
Mehr Wohnraum, eine funk-
tionierende Infrastruktur und 
sichere öffentliche Räume 
sind zentrale Ziele. Berlin soll 
nicht nur aufregend sein, son-
dern auch verlässlich – eine 
Stadt, in der Familien, Unter-
nehmen und Kreative glei-
chermaßen Zukunft planen 
können.
	 Wenn die Wirtschaft 
wächst, profitieren alle Berli-
nerinnen und Berliner: durch 
gute Arbeitsplätze, stabile Fi-
nanzen und Investitionen in 
Bildung, Infrastruktur und 
öffentliche Räume. Eine star-
ke Wirtschaft ist die Grundla-
ge für eine starke Stadt – und 
für ein Berlin, das Chancen 
für alle bietet.
	 Berlin kann mehr – wir zu-
sammen können mehr. Wir 
sind nicht hier, um zu zögern 
oder zu hadern. Unser Ziel ist 
eine Stadt, die Innovation, Le-
bensqualität und wirtschaftli-
che Stärke verbindet. Mit Mut 
zur Innovation, Vertrauen in 

Das Brandenburger 
Tor – Symbol  
für Geschichte  
und Zukunft  
Foto: IMAGO/blickwinkel

Unternehmergeist und einer 
Politik, die Chancen eröffnet 
statt blockiert, wird Berlin 
weiter zu einer Metropole, die 
weltweit Maßstäbe setzt.

Berlin – hier werden Ideen 
groß.
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Mit dem „Masterplan Brü-
cken“ sollen in den kommen-
den 15 Jahren 175 marode 
Brücken neu gebaut und wei-
tere 125 umfangreich saniert 
werden. Damit reagiert der 
Senat von Kai Wegner auf 
den hohen Sanierungsbedarf 
in der Hauptstadt.  

Große Investitionen 
in die Infrastruktur 

Das Land Berlin ist derzeit 
für über 1000 Brückenbau-
werke verantwortlich. Viele 
davon sind stark veraltet, teil-
weise über 100 Jahre alt. Nur 
rund 20 Prozent befinden sich 
in gutem oder sehr gutem Zu-
stand. Viele Berliner Brücken 
stammen aus den 1960er- und 
1970er-Jahren und haben das 
Ende ihrer Lebensdauer er-
reicht. Bereits heute kommt 
es daher zu Sperrungen, Ge-
wichtsbegrenzungen und Ein-
schränkungen im Verkehr.  
	 Mit dem Masterplan sollen 
Planungs- und Bauverfahren 
beschleunigt, Prioritäten klar 
gesetzt und die Infrastruktur 
langfristig gesichert werden. 
Insgesamt sind rund 1,8 Milli-
arden Euro für das Programm 
vorgesehen. Wie wichtig der 
Masterplan Brücken ist, zei-
gen aktuelle Beispiele: 
	 Die Ringbahnbrücke an 
der A100 musste kurzfristig 
gesperrt werden und führte 

Berlin modernisiert seinen 
Rettungsdienst und passt ihn 
an die Anforderungen einer 
wachsenden Großstadt an. 
Mit dem Vierten Gesetz zur 
Änderung des Rettungsdienst-
gesetzes werden Organisation, 
Finanzierung und Abläufe 
weiter verbessert. Das Ziel der 
CDU-geführten Koalition ist 
es, den Rettungsdienst zu ent-
lasten, Einsätze effizienter zu 
steuern und die Versorgung 
für die Berlinerinnen und Ber-
liner weiter zu stärken. 

Ein moderner 
und leistungsfähiger 
Rettungsdienst 

Einsatzmeldungen, die keine 
akuten Notfälle sind, sollen 
zukünftig nicht mehr vom Ret-
tungsdienst erledigt werden. 
Stattdessen können Menschen 
gezielter an andere passende 
Angebote weitergeleitet wer-
den. Auch der Missbrauch des 
Notrufs – etwa für „Taxifahr-
ten zum Arzt“ – kann künftig 
sanktioniert werden. So bleibt 
mehr Zeit für echte Notfälle, 
bei denen jede Minute zählt. 
Gleichzeitig werden neue digi-
tale Lösungen und modernere 
Einsatzkonzepte ermöglicht, 
damit Hilfe schneller und bes-
ser organisiert werden kann.  

Brückensanierungen, 
wie hier unterm 
Funkturm, gehen 
voran 
Foto: IMAGO/Joko

zu erheblichen Verkehrspro-
blemen. Gleichzeitig wurde 
aber auch deutlich, dass jetzt 
schneller gehandelt wird: Der 
Abriss der Ringbahnbrücke 
wurde zügig umgesetzt, um 
schnellstmöglich Platz für ei-
nen Neubau zu schaffen und 
die Einschränkungen so ge-
ring wie möglich zu halten. 
Genau dieses schnelle und 
entschlossene Vorgehen wird 
künftig zum Standard werden. 

CDU-Fraktion setzt  
sich seit langem 
für Investitionen ein 

Die Stärkung der Infrastruk-
tur ist der CDU-Fraktion Ber-

lin ein zentrales Anliegen. 
Sie setzt sich seit langem 
dafür ein, Sanierungsstaus 
abzubauen und wichtige Ver-
kehrsverbindungen zu si-
chern, denn die verheerenden 
Auswirkungen von unterlas-
senen Investitionen unter rot-
grünen Regierungen zeigen 
sich nicht nur bei den Brü-
cken. 
	 Der neue Masterplan setzt 
diese Forderungen nun in 
konkrete Politik um. Mit den 
geplanten Investitionen wird 
die Infrastruktur modernisiert 
und Berlin langfristig besser 
aufgestellt – für eine funktio-
nierende Stadt und eine starke 
Hauptstadt.

Rettungseinsätze 
werden in Berlin  
effizienter 
Foto: IMAGO/Seeliger

Berlin modernisiert den Rettungsdienst
Neue Strukturen und schnellere Abläufe

Zudem wird die Möglichkeit 
zum schnellen Erprobungs-
einsatz neuer Technik und 
Einsatztaktiken nun gesetz-
lich verankert.  
	 Ziel ist es, den Rettungs-
dienst spürbar zu entlasten 
und damit die Versorgung in 
Berlin weiter zu verbessern. 

Neue Krankentransport-
leitstellen entlasten den 
Rettungsdienst 

Eine zentrale Neuerung ist die 
Möglichkeit zur Einrichtung 
von Krankentransportleitstel-
len. Dadurch sollen planbare 
Krankentransporte gezielter 

gesteuert werden. Das verbes-
sert die Einsatzsteuerung und 
sorgt für schnellere Hilfe in 
dringenden Situationen. 

Mehr Planungssicherheit 
bei der Finanzierung 

Auch bei der Finanzierung 
bringt das Gesetz mehr Klar-
heit und Planungssicherheit. 
Die Entgelte werden künftig 
zwischen den Aufgabenträ-
gern, den gesetzlichen Kran-
kenkassen, privaten Kran-
kenversicherungen und der 
Unfallversicherung verein-
bart. Kommt keine Einigung 
zustande, gilt das zuletzt ver-
einbarte Entgelt weiter, bis 
eine neue Lösung gefunden 
ist. Damit wird verhindert, 
dass Finanzierungslücken ent-
stehen und sichergestellt, dass 
der Rettungsdienst weiterhin 
zuverlässig arbeiten kann. 

Weniger Bürokratie 
und mehr 
Erste-Hilfe-Ausbildung 

Zudem werden Verfahren 
modernisiert und bürokrati-
sche Hürden reduziert. Künf-
tig reicht in vielen Fällen 
die digitale Textform statt 
der bisher vorgeschriebenen 
analogen Schriftform. Das 

erleichtert Abläufe, beschleu-
nigt Abstimmungen und 
sorgt für effizientere Ver-
waltungsprozesse. Gleichzei-
tig werden die Grundlagen 
der Gebührenerhebung und 
Kostenberechnung klarer ge-
regelt, was zu mehr Transpa-
renz und Nachvollziehbarkeit 
beiträgt.   
	 Darüber hinaus wird die 
Brandschutzerziehung sowie 
die Erste-Hilfe-Ausbildung 
als wichtiger Bestandteil der 
Prävention gestärkt, unter 

Senioren stärker  
einbinden und  
unterstützen
CDU-Fraktion: „Wir stärken die Stimme 
der älteren Generation.“

Mit einem Gesetzesvorhaben 
wollen die Abgeordneten für 
mehr Teilhabe und bessere 
Unterstützung von älteren 
Menschen sorgen. 

Mehr Mitbestimmung für 
Seniorinnen und Senioren 

Mit der Reform des Senioren-
mitwirkungsgesetzes werden 
die Rechte älterer Menschen 
gestärkt. Künftig sollen Se-
niorenvertretungen stärker 
in politische Entscheidungen 
eingebunden werden. Vertre-
terinnen und Vertreter erhal-
ten mehr Möglichkeiten, ihre 
Anliegen einzubringen. Da-
durch sollen die Erfahrungen 
und Bedürfnisse älterer Men-
schen stärker in Entscheidun-
gen einfließen. 
	 Außerdem werden beste-
hende Strukturen vereinfacht. 
Der bisherige Landessenio-
renbeirat und die Landesse-
niorenvertretung werden zu 
einem Landesseniorenrat zu-
sammengeführt. 
	 Auch die Rahmenbedingun-
gen für ehrenamtliches En-
gagement werden verbessert. 
Kosten, die durch die Mitar-
beit entstehen, sollen künftig 
besser ausgeglichen werden, 
damit sich Engagement unab-
hängig vom Geldbeutel lohnt. 
	 Zusätzlich soll mit dem 
neuen Altenhilfestrukturge-

setz erstmals eine verbind-
liche Struktur für Altenhilfe 
geschaffen werden. 

Neues Altenhilfe-
strukturgesetz 
schafft klare 
Zuständigkeiten 

Künftig sollen Land und Be-
zirke gemeinsam planen, 
welche Angebote vor Ort be-
nötigt werden. Dabei geht es 
etwa um Unterstützung im 
Alltag, soziale Angebote oder 
Maßnahmen gegen Einsam-
keit. Besonders wichtig sind 
auch präventive Angebote, 
damit ältere Menschen mög-
lichst lange selbstständig blei-
ben können. 

Mehr Unterstützung 
im Alltag 

Mit den Änderungen soll die 
Unterstützung älterer Men-
schen insgesamt verbessert 
werden. Ziel ist es, Einsam-
keit vorzubeugen, die Selbst-
ständigkeit zu stärken und 
die Teilhabe am gesellschaft-
lichen Leben zu sichern. 
Gleichzeitig sollen Hilfsange-
bote übersichtlicher und leich-
ter zugänglich werden. 
	 Damit setzt die CDU-ge-
führte Koalition auf eine ak-
tive Seniorenpolitik und mehr 
Mitbestimmung. 

Rüstige Berliner im höheren Alter können mehr denn je  
ein Wörtchen mitreden 
Foto: IMAGO/Westend61

Brücken-Offensive: Großes  
Sanierungsprogramm startet
Marode Brücken werden systematisch erneuert

anderem auch im Schulunter-
richt. 

Berlinerinnen und 
Berliner profitieren 

Weniger Bürokratie, bessere 
Abläufe und eine gezieltere 
Steuerung sorgen dafür, dass 
Hilfe schneller dort ankommt, 
wo sie wirklich gebraucht 
wird. Davon profitieren vor 
allem Sie – die Berlinerinnen 
und Berliner – denn im Not-
fall zählt jede Minute. 
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Berlin wird national und inter-
national besser angebunden. 
Neue Bahnverbindungen, ein 
schneller ICE-Sprinter und 
zusätzliche Langstrecken-
flüge sorgen dafür, dass die 
Hauptstädter künftig einfa-
cher, schneller und bequemer 
unterwegs sein können. 

Neuer ICE-Sprinter 
nach Stuttgart 

Zwischen Berlin und Stuttgart 
fährt künftig ein neuer ICE-
Sprinter in deutlich verkürz-
ter Reisezeit. Die Verbindung 
bringt beide Städte in rund vier 
Stunden und 45 Minuten zu-
sammen und spart damit etwa 
eine Stunde gegenüber bis-
herigen Verbindungen. Durch 
wenige Zwischenhalte wird 

Neue Bahn- und Flugverbindungen
Neue Verkehrsverbindungen machen Berlin schneller und besser erreichbar
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Neue Bahn- und Flugverbindungen stärken Berlin 
Foto: IMAGO/Kirchner-Media
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Digitale Zahlung stärken und Steuergerechtigkeit fördern
Wo heute nur Bargeld akzeptiert wird, muss künftig auch Kartenzahlung möglich sein

Bargeldloses Bezahlen im 
Alltag einfacher machen, 
ohne das Bargeld abzuschaf-
fen? Darum soll es in einer 
Bundesratsinitiative gehen, 
die von der CDU-Fraktion 
gemeinsam mit ihrem Koali-
tionspartner im Berliner Ab-
geordnetenhaus auf den Weg 
gebracht wird.  
	 Die Hauptstädter wollen di-
gitale Zahlungsmöglichkeiten 
stärken und gleichzeitig für 
mehr Steuergerechtigkeit sor-
gen. 

Mehr Wahlfreiheit 
beim Bezahlen 

Viele Menschen bezahlen 
heute mit Karte oder Smart-
phone. Trotzdem kann man 
in manchen Geschäften noch 
immer nur bar zahlen. Die ge-
plante Regelung soll das än-
dern. Kundinnen und Kunden 

Schneller zahlen mit 
dem Handy 
Foto: IMAGO/Westend61

insbesondere der Geschäfts-
reiseverkehr attraktiver und 
wichtige Wirtschaftsstandorte 
rücken näher zusammen. 

Neue Direktverbindung: 
Prag – Berlin – Kopenhagen 

Auch international gewinnt 
Berlin weiter an Bedeutung 
im Bahnverkehr. Ab Mai 
2026 entsteht eine neue Di-
rektverbindung von Prag über 
Berlin nach Kopenhagen. 
Ohne Umsteigen werden da-
mit drei europäische Haupt-
städte miteinander verbunden. 
Die neue Strecke stärkt Berlin 
als Verkehrsdrehkreuz im eu-
ropäischen Bahnnetz und ver-
bessert gleichzeitig die An-
bindung nach Skandinavien 
und Osteuropa. 

sollen künftig selbst entschei-
den können, wie sie bezahlen 
möchten. Gleichzeitig bleibt 
Bargeld erhalten. 

Steuerhinterziehung 
bekämpfen  

Ein zentraler Punkt der In-
itiative ist die Bekämpfung 
von Steuerhinterziehung und 
Schwarzarbeit. Digitale Zah-
lungen machen Einnahmen 
nachvollziehbarer. Während 
Bargeld schwerer zu kontrol-
lieren ist, hinterlassen Kar-
tenzahlungen oder Zahlungen 
per Smartphone Spuren. Das 
erschwert es, Einnahmen zu 
verschweigen oder Steuern zu 
umgehen. 
	 Gerade in Bereichen, in 
denen viel bar bezahlt wird, 
kann das für mehr Steuer-
gerechtigkeit sorgen. Unter-
nehmen, die korrekt arbeiten, 

 

Nicht  
verpassen!
Die nächste Ausgabe  
vom 	            erscheint  
Ende Juni 2026

Glasfaser für 
Haushalte und 
Schulen

Der CDU-geführte Senat 
treibt den Ausbau der digita-
len Infrastruktur weiter voran. 
Inzwischen sind 53,4 Prozent 
der Haushalte und Betrie-
be mit Glasfaser erreichbar. 
Auch die Gigabit-Versorgung 
liegt mit über 96 Prozent im 
bundesweiten Spitzenfeld.  
	 Außerdem: Alle rund 700 
öffentlichen Berliner Schulen 
sind inzwischen an Glasfaser 
angeschlossen. Damit werden 
digitale Lernangebote, mo-
derne Unterrichtsformen und 
eine bessere IT-Ausstattung 
an den Schulen ermöglicht.  

Glasfaserkabel werden  
verlegt Foto: IMAGO/Jochen Eckel

  CDU-FR A K T ION SCH A FF T M O D E R N E  R E G E L N  F Ü R  D I E  G A S T R O N O M I E

Kriminalität in 
Berlin rückläufig 

Die Kriminalität in Berlin ist 
laut der neuen Polizeilichen 
Kriminalstatistik deutlich 
zurückgegangen. Insgesamt 
wurden 502.743 Straftaten 
registriert – das sind 36.306 
Fälle weniger als im Vorjahr 
und entspricht einem Rück-
gang von 6,7 Prozent. Da-
mit liegt die Gesamtzahl der 
Straftaten – abgesehen vom 
pandemiegeprägten Jahr 2021 
– auf dem niedrigsten Stand 
seit mehr als zehn Jahren. 
Und das trotz erheblich ge-
stiegener Bevölkerungszahl. 
	 Zudem sank die Gewalt 
gegen Einsatzkräfte um 7,2 
Prozent, und auch die Zahl 
verletzter Feuerwehr- und 
Rettungskräfte nahm um 16,3 
Prozent ab.  
	 Es bleiben große Heraus-
forderungen, insbesondere bei 
der Messer- und Schusswaf-
fenkriminalität. Daran arbei-
tet die Koalition. Dennoch 
zeigen die Zahlen: Berlin 
wird sicherer. Die konsequen-
te Durchsetzung von Sicher-
heit, Recht und Ordnung zahlt 
sich aus. 

Berlin: weniger Straftaten 
Foto: IMAGO/Jochen Tack,  

Jens Schicke

werden gestärkt. Gleichzeitig 
wird unfairer Wettbewerb 
durch Steuerhinterziehung er-
schwert. 

Einheitliche Regeln für 
ganz Deutschland 

Mit der Bundesratsinitiative 

Neue Direktflüge 
über den Atlantik 

Zusätzlich wird auch der 
Flughafen BER weiter ge-
stärkt. Mehrere neue Direkt-
flüge über den Atlantik er-
weitern das Angebot. Neue 
Verbindungen nach New 
York, Toronto und Montréal 
machen Berlin für die Wirt-
schaft, den Tourismus und 
die internationale Zusam-
menarbeit spürbar attrakti-
ver. 
	 Die CDU-Fraktion Berlin 
setzt sich schon lange für bes-
sere Verbindungen ein und 
bleibt weiter an dem Thema 
dran. Die neuen Bahn- und 
Flugangebote zeigen: Dieser 
Weg funktioniert und bringt 
Berlin voran. 

In 
nur

mit dem ICE- 
Sprinter von Berlin  
nach Stuttgart

4 ¾ h

soll eine einheitliche Rege-
lung für ganz Deutschland 
geschaffen werden. Ziel ist 
es, das Bezahlen einfacher zu 
machen, das Bargeld zu er-
halten, faire Bedingungen für 
Unternehmen zu schaffen und 
Steuerhinterziehung besser zu 
verhindern. 


